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Themen dieser Ausgabe 

   

 
◼ Steuerliches Investitionssofortprogramm 

verabschiedet 

◼ Bundesfinanzministerium u. a. zur Verkürzung der 

Aufbewahrungsfrist für Rechnungen  

◼ Aktivierung von Provisionsansprüchen eines Versi-

cherungsvertreters 

 
◼ Mietpreisbremse verlängert 

◼ Schädliche Verwendung eines Alters- 

vorsorgevertrags 

◼ Aufwendungen für Bestattungsvorsorge keine  

außergewöhnliche Belastungen 

◼ Termine: Steuer und Sozialversicherung 

 

   

    

Ausgabe September 2025 
 

   

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer September-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 29.7.2025). 

 

 
STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Steuerliches Investitionssofortprogramm 

verabschiedet 

Der Bundesrat hat am 11.7.2025 dem „Gesetz für ein steu-

erliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung des Wirt-

schaftsstandorts Deutschland“ zugestimmt, welches inzwi-

schen auch im Bundesgesetzblatt verkündet wurde. Damit 

können die in der letzten Ausgabe dieser Mandanten-Infor-

mation genannten Regelungen in Kraft treten. Nähere Ein-

zelheiten entnehmen Sie bitte der August-Ausgabe. 

BMF u. a. zur Verkürzung der 

Aufbewahrungsfrist für Rechnungen 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat zu zwei Änderun-

gen des Umsatzsteuergesetzes, die im Jahr 2024 verab-

schiedet worden sind, Stellung genommen. Zum einen geht 

es um die Verkürzung der Aufbewahrungsfrist für Rechnun-

gen (s. hierzu unsere Mandanten-Information Januar 2025), 
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zum anderen geht es um die Umsatzsteuerschuld eines 

nichtunternehmerisch tätigen Gutschriftempfängers, der ei-

ner Gutschrift, in der zu Unrecht Umsatzsteuer ausgewiesen 

wird, nicht unverzüglich widerspricht. 

Hintergrund: Im Jahr 2024 sind zwei Gesetze verabschiedet 

worden, die zu verschiedenen Änderungen des Umsatzsteu-

ergesetzes geführt haben. Das BMF greift nun zwei dieser 

Änderungen auf und erläutert diese. Zugleich ändert das 

BMF die Verwaltungsvorschriften, die für die Finanzämter 

verbindlich sind (nicht aber für die Finanzgerichte). 

Inhalt des aktuellen BMF-Schreibens: 

1. Verkürzung der umsatzsteuerlichen Aufbewahrungsfrist 

für Rechnungen 

◼ Die bisherige zehnjährige Aufbewahrungsfrist für Rech-

nungen ist mit Wirkung vom 1.1.2025 auf acht Jahre ver-

kürzt worden. 

◼ Die Verkürzung gilt für alle Rechnungen, deren Aufbewah-

rungsfrist am 31.12.2024 noch nicht abgelaufen war. Damit 

brauchen nach der neuen Rechtslage regelmäßig Rech-

nungen, die vor dem 1.1.2017 ausgestellt worden sind, 

nicht mehr aufbewahrt zu werden. 

Hinweis: Eine Ausnahme gilt für Banken und Versicherun-

gen; für sie gilt die Neuregelung erst für Rechnungen, de-

ren Aufbewahrungsfrist am 1.1.2026 noch nicht abgelaufen 

ist. 

◼ Trotz der Verkürzung der Aufbewahrungsfrist läuft die Auf-

bewahrungsfrist jedoch nicht ab, soweit und solange die 

Rechnungen noch für Steuern bedeutsam sind, für die die 

Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist. 

◼ Die allgemeine Aufbewahrungspflicht für umsatzsteuerli-

che Aufzeichnungen, die zehn Jahre beträgt, ist nicht ver-

kürzt worden. Dies gilt insbesondere für die Aufzeichnun-

gen der Entgelte, der Bemessungsgrundlage und der an-

gewandten Umsatzsteuersätze. 

2. Neuregelung für Gutschriften an nicht unternehmerisch 

tätige Gutschriftempfänger 

◼ Wer unrichtig oder unberechtigt Umsatzsteuer in einer 

Rechnung ausweist, muss diese nach dem Gesetz an das 

Finanzamt abführen. Im Jahr 2024 wurde das Gesetz nun 

auf den Fall erstreckt, dass Umsatzsteuer in einer Gut-

schrift des Leistungsempfängers an einen nichtunterneh-

merisch tätigen Gutschriftenempfänger ausgewiesen wird 

und der Empfänger der Gutschrift nicht unverzüglich wider-

spricht; der Gutschriftempfänger muss dann die Umsatz-

steuer an das Finanzamt abführen. Die Neuregelung gilt ab 

dem 6.12.2024. 

Hinweis: Bei der Gutschrift handelt es sich also nicht um 

einen Rabatt oder um ein Rechnungsstorno, sondern quasi 

um eine umgekehrte Rechnung, bei der der Leistungsemp-

fänger über die Leistung durch Gutschrift abrechnet und 

den Gutschriftbetrag dem Gutschriftenempfänger über-

weist. 

◼ Mit einem nichtunternehmerisch tätigen Gutschriftenemp-

fänger ist ein Nichtunternehmer gemeint sowie ein Unter-

nehmer, der die in der Gutschrift genannte Leistung gar 

nicht ausgeführt hat. 

◼ Weitere Voraussetzung der Neuregelung ist, dass die Gut-

schrift auf einer vorherigen Vereinbarung beruht, dass eine 

Gutschrift erstellt wird, und dass der Gutschriftempfänger 

der fehlerhaften Gutschrift nicht unverzüglich widerspricht. 

◼ Durch einen unverzüglichen Widerspruch kann der Gut-

schriftempfänger also die Rechtsfolge vermeiden, dass er 

die Umsatzsteuer an das Finanzamt abführen muss. Der 

Gutschriftaussteller hat aufgrund des unverzüglichen Wi-

derspruchs schon dem Grunde nach keinen Vorsteueran-

spruch. 

Hinweis: Die Neuregelung ist erforderlich geworden, weil 

der Bundesfinanzhof (BFH) fehlerhafte Gutschriften nicht 

als fehlerhafte Rechnungen angesehen hat. Daher musste 

zwar bislang der Aussteller einer Rechnung, der unberech-

tigt Umsatzsteuer ausweist, diese Umsatzsteuer an das Fi-

nanzamt abführen, nicht aber der Gutschriftempfänger, der 

eine Gutschrift erhält, in der Umsatzsteuer gesondert aus-

gewiesen wird, obwohl der Gutschriftempfänger kein Un-

ternehmer ist oder aber die genannte Leistung gar nicht er-

bracht hat. 

Aktivierung von Provisionsansprüchen 

eines Versicherungsvertreters 

Ein bilanzierender Versicherungsvertreter muss den Provisi-

onsanspruch, den er aufgrund der Vermittlung einer Versi-

cherung vom Versicherungsunternehmen erhält, aktivieren, 

sobald der Anspruch nach dem Provisionsvertrag zivilrecht-

lich entstanden ist. Vereinbart werden kann z. B., dass der 

Anspruch bereits mit der Vermittlung des Versicherungsver-

trags oder aber erst nach der Zahlung einer bestimmten An-

zahl von Versicherungsprämien durch den Versicherungs-

nehmer entsteht. 

Hintergrund: Ist ein Versicherungsvertreter selbständig tä-

tig, ist er Handelsvertreter. Er kann seinen Gewinn durch Bi-

lanzierung oder aber durch Einnahmen-Überschussrech-

nung ermitteln. Bei der Bilanzierung muss er entstandene 

Provisionsansprüche gewinnerhöhend aktivieren, während 

es bei der Einnahmen-Überschussrechnung auf den Zufluss 

der Provision ankommt.  

Sachverhalt: Der Kläger war selbständiger Versicherungs-

vertreter, der für das Versicherungsunternehmen U Versi-

cherungen vermittelte. Er ermittelte seinen Gewinn durch Bi-

lanzierung. Der Inhalt des Provisionsvertrags ist von der Vo-

rinstanz nicht festgestellt worden. Das Finanzamt war der 

Auffassung, dass der Kläger zum 31.12.2008 und zum 

31.12.2010 Provisionen in Höhe von ca. 70.000 € und in 

Höhe von ca. 32.000 €, die U in einer sog. Jahresabrech-

nung als „Soll-Rückstellung“ ausgewiesen hatte, aktivieren 

müsse. Hiergegen wehrte sich der Kläger.  

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die Sa-

che zur weiteren Sachverhaltsaufklärung an das Finanzge-

richt (FG) zurück:  

◼ Forderungen sind zu aktivieren, wenn sie realisiert sind. 

Eine Realisierung ist zu bejahen, wenn die Forderung ent-

weder rechtlich entstanden ist oder wenn die für die Ent-

stehung wesentlichen wirtschaftlichen Ursachen im abge-

laufenen Geschäftsjahr gesetzt worden sind und der 
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Steuerpflichtige mit der künftigen Entstehung der Forde-

rung fest rechnen kann. 

◼ Ein Versicherungsvertreter erlangt grundsätzlich einen 

Provisionsanspruch erst dann, wenn der Versicherungs-

nehmer die Versicherungsprämie gezahlt hat, aus der sich 

die Provision nach dem Provisionsvertrag berechnet. In 

diesem Fall kommt es darauf an, wie viele Prämienzahlun-

gen der Versicherungsnehmer leisten muss, damit der Pro-

visionsanspruch entsteht. 

◼ Sollte die Provision nach dem Provisionsvertrag also erst 

mit der vollständigen Zahlung der ersten Jahresprämie 

durch den Versicherungsnehmer entstehen und muss der 

Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsvertrag die 

Versicherungsprämien monatlich zahlen, entsteht der Pro-

visionsanspruch erst nach Zahlung der letzten Monatsrate 

durch den Versicherungsnehmer für das erste Versiche-

rungsjahr. 

◼ Zahlt U als Versicherungsunternehmen allerdings schon 

vor der Entstehung des Anspruchs die Provision an den 

Versicherungsvertreter, handelt es sich um einen Provisi-

onsvorschuss. Dieser Provisionsvorschuss erhöht noch 

nicht den Gewinn, sondern ist als erhaltene Anzahlung ge-

winnneutral zu passivieren. 

◼ Vereinbaren das Versicherungsunternehmen und der Ver-

sicherungsvertreter hingegen, dass der Provisionsan-

spruch bereits mit der Vermittlung des Versicherungsver-

trags entsteht, ist der Provisionsanspruch bereits in diesem 

Zeitpunkt zu aktivieren. 

◼ Im Streitfall lässt sich nicht prüfen, ob und ggf. wann die 

Provisionsansprüche des Klägers entstanden sind, weil 

das FG den Inhalt des Provisionsvertrags nicht festgestellt 

hat. Daher muss das FG nun den Sachverhalt weiter auf-

klären und prüfen, wann die Provisionsansprüche nach der 

getroffenen Provisionsvereinbarung entstanden sind.  

Hinweise: Für die Frage der Aktivierung kommt es auf die 

Fälligkeit der Provision nicht an. Entscheidend ist also allein 

die Entstehung des Provisionsanspruchs.  

Ist der Provisionsanspruch entstanden, muss er aktiviert 

werden. Es kann allerdings sein, dass der Versicherungsver-

treter gemäß der Provisionsvereinbarung noch ein Storno-

risiko hat. Dies ist der Fall, wenn die – bereits entstandene 

– Provision ganz oder teilweise zurückzuzahlen ist, wenn der 

Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines bestimm-

ten Zeitraums kündigt. Besteht ein solches Stornorisiko, 

kann es geboten sein, die Aktivierung des Provisionsan-

spruchs mit einem niedrigeren Wert vorzunehmen, so dass 

eine vollständige Gewinnrealisierung erst mit dem Ablauf 

des Stornozeitraums eintritt. Alternativ kann eine Rückstel-

lung für Stornorisiken gewinnmindernd passiviert werden. 

Vermieter 

Mietpreisbremse verlängert 

Der Bundesrat hat am 11.7.2025 die Verlängerung der Miet-

preisbremse gebilligt. Das der Mietpreisbremse zugrunde 

liegende Gesetz wurde inzwischen im Bundesgesetzblatt 

verkündet, sodass die Mietpreisbremse bis zum 31.12.2029 

weiterläuft. 

Hintergrund: Im Kern regelt die Mietpreisbremse, dass die 

Miete bei der Neu- und Wiedervermietung die ortsübliche 

Vergleichsmiete um höchstens zehn Prozent übersteigen 

darf. Dies gilt nur für Gebiete mit angespannten Wohnungs-

märkten. Dazu zählen Regionen, in denen die Mieten deut-

lich stärker steigen als im Bundesdurchschnitt oder in denen 

die Bevölkerung besonders stark wächst, ohne dass der 

Wohnungsneubau damit Schritt hält. Welche Gebiete dazu 

gehören, legen die jeweiligen Landesregierungen fest. 

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes: 

◼ Die seit 2015 geltende Mietpreisbremse läuft nun bis zum 

31.12.2029 weiter. Ohne die Neuregelung wäre sie zum 

31.12.2025 ausgelaufen. 

◼ Bisher konnte ein Gebiet nur für die Dauer von fünf Jahren 

zum angespannten Wohnungsmarkt erklärt werden – diese 

zeitliche Einschränkung ist nun entfallen. 

Hinweis: Die Verlängerung der Mietpreisbremse wird mit 

dem weiter angespannten Mietwohnungsmarkt in Ballungs-

zentren begründet. Wäre die Mietpreisbremse zum Ende 

des Jahres ausgelaufen, könnte dies der Gesetzesbegrün-

dung zufolge zusammen mit den steigenden Energiekosten 

und den anderweitig hohen Preisen dazu führen, dass Men-

schen mit niedrigem, aber auch durchschnittlichem Einkom-

men – insbesondere Familien mit Kindern – aus ihren ange-

stammten Wohnvierteln verdrängt würden. 

Alle Steuerzahler 

Schädliche Verwendung eines 

Altersvorsorgevertrags 

Die Verwendung des Kapitals aus einem Altersvorsorgever-

trag vor Beginn der Auszahlungsphase ist nicht begünstigt, 

wenn mit dem Kapital ein Immobiliendarlehen des Ehegatten 

getilgt werden soll. Dies gilt auch dann, wenn das Immobili-

endarlehen des Ehegatten zur Finanzierung des von beiden 

Ehegatten selbst genutzten Familienheims aufgenommen 

worden war. 

Hintergrund: Der Gesetzgeber fördert den Aufbau eines ka-

pitalgedeckten (privaten) Altersvorsorgevermögens, z. B. in 

Gestalt der sog. Riester-Rente. Bis zum Beginn der Auszah-

lungsphase darf das bis dahin angesparte Kapital aber nur 

unter bestimmten Voraussetzungen und nur für bestimmte 

Zwecke verwendet werden, z. B. unmittelbar für die An-

schaffung oder Herstellung einer Wohnung oder zur Tilgung 

eines zu diesem Zweck aufgenommenen Darlehens (sog. 

Wohn-Riester). 

Sachverhalt: Die Klägerin lebte mit ihrem Ehemann in einem 

Einfamilienhaus, das ihnen zu jeweils 50 % gehörte. Die Im-

mobilie war mit einem Darlehen finanziert worden, das der 

Ehemann 1998 aufgenommen hatte. Die Klägerin hatte sich 

für das Darlehen verbürgt, war jedoch selbst nicht Darle-

hensnehmerin. Die Klägerin hatte einen sog. Riester-Vertrag 

abgeschlossen und beantragte im Jahr 2020 die Entnahme 

von Kapital aus ihrem Riester-Vertrag zur Tilgung des vom 

Ehemann aufgenommenen Immobilien-Darlehens. Diesen 

Antrag lehnte die Zentrale Zulagenstelle für Altersvermögen 

ab. 
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Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die hierge-

gen gerichtete Klage ab: 

◼ Die Voraussetzungen für eine Entnahme von Kapital aus 

dem Riester-Vertrag vor Beginn der Auszahlungsphase la-

gen nicht vor. Denn die Klägerin wollte nicht ein eigenes 

Darlehen tilgen, sondern das Darlehen ihres Ehemannes. 

Zulässig ist jedoch nur die Entnahme von Kapital zur Til-

gung eines eigenen Darlehens oder aber für die Anschaf-

fung oder Herstellung einer Wohnung. 

◼ Zwar ist der Gesetzeswortlaut nicht eindeutig, weil das Ge-

setz nur von der Tilgung eines Darlehens spricht, nicht aber 

ausdrücklich verlangt, dass der Zulagenberechtigte das 

Darlehen selbst aufgenommen hat. 

◼ Im Bereich der Altersvorsorgezulage wird allerdings zwi-

schen dem unmittelbaren Zulagenberechtigten und dem 

mittelbaren Zulagenberechtigten unterschieden. Die Klä-

gerin als unmittelbare Zulagenberechtigte darf das Kapital 

daher nur für ihre eigenen Zwecke verwenden, nicht jedoch 

für Zwecke ihres Ehemannes, der nur mittelbar zulagenbe-

rechtigt ist. Jeder Ehegatte bleibt also allein Träger der 

Rechte und Pflichten, die sich aus seinem Altersvorsorge-

vertrag ergeben. 

◼ Die Klägerin hätte daher das Kapital zwar entnehmen kön-

nen, um ihr eigenes Darlehen zu tilgen. Jedoch durfte sie 

das Kapital nicht entnehmen, um damit das Darlehen ihres 

Ehemannes zu tilgen. 

Hinweise: Die vom Gesetzgeber eingeräumte Möglichkeit, 

ein Darlehen abzulösen, mit dem Wohneigentum finanziert 

wird, soll einen Beitrag zum „mietfreien Wohnen im Alter“ 

leisten. Dieser Zweck wird nach der aktuellen Entscheidung 

jedoch nur erreicht, wenn es sich um die Tilgung des eige-

nen Darlehens des Zulagenberechtigten handelt. Die Ent-

schuldung eines Dritten wird vom Gesetzeszweck nicht ge-

deckt. Dies gilt auch dann, wenn es sich um Ehegatten han-

delt, die einkommensteuerlich immerhin zusammenveran-

lagt werden. 

Es genügte nicht, dass sich die Klägerin für das Darlehen 

ihres Ehemannes verbürgt hatte. Denn trotz der Bürgschaft 

blieb das Darlehen eine Schuld des Ehemannes und stellte 

keine Darlehensschuld der Klägerin dar. 

Die Klägerin wurde im Rahmen einer Anschlussfinanzierung 

im Mai 2021 als Darlehensnehmerin mit in die Darlehensver-

träge aufgenommen. Auch dies ermöglichte keine unschäd-

liche Entnahme des Kapitals. Denn die Anschlussfinanzie-

rung diente nicht mehr unmittelbar der Anschaffung oder 

Herstellung einer begünstigten Wohnung. Ein persönliches 

und wirtschaftliches Interesse an der Tilgung des Darlehens 

des Ehemanns reicht für die Begünstigung nicht aus. 

Aufwendungen für Bestattungsvorsorge 

keine außergewöhnlichen Belastungen 

Die Aufwendungen eines Steuerpflichtigen für seine eigene 

künftige Bestattung sind nicht als außergewöhnliche Belas-

tungen absetzbar. Denn es fehlt für den Abschluss eines 

sog. Bestattungsvorsorge-Treuhandvertrags an der Außer-

gewöhnlichkeit sowie an der Zwangsläufigkeit der Aufwen-

dungen. 

Hintergrund: Außergewöhnliche Belastungen sind Aufwen-

dungen, die dem Steuerpflichtigen zwangsläufig entstehen. 

Typische Beispiele hierfür sind Krankheitskosten oder Wie-

derbeschaffungskosten nach dem Untergang des Hausrats 

durch Feuer oder Hochwasser. 

Sachverhalt: Der Kläger schloss im Jahr 2019 einen Bestat-

tungsvorsorge-Treuhandvertrag ab und zahlte 6.500 € für 

seine künftige Bestattung. Er machte diesen Betrag als au-

ßergewöhnliche Belastungen in seiner Einkommensteuerer-

klärung 2019 geltend. Das Finanzamt erkannte die außerge-

wöhnlichen Belastungen nicht an. 

Entscheidung: Das Finanzgericht Münster wies die Klage 

ab: 

◼ Bei den Kosten für den Bestattungsvorsorge-Treuhandver-

trag handelt es sich um Aufwendungen für die eigene Be-

stattung. Die Kosten für die eigene Bestattung sind jedoch 

weder außergewöhnlich noch zwangsläufig. 

◼ Aufwendungen für die eigene Bestattung sind nicht außer-

gewöhnlich, da jeder Mensch eines Tages sterben wird und 

bestattet werden muss. 

◼ Die Aufwendungen sind auch nicht zwangsläufig, da der 

Kläger sie freiwillig übernommen hat. Für diese Über-

nahme gibt es keine rechtliche, tatsächliche oder sittliche 

Pflicht. Insbesondere besteht keine sittliche Pflicht, seinen 

Erben die künftigen Bestattungskosten zu ersparen. 

Hinweise: Anders ist es, wenn der Steuerpflichtige die Be-

stattungskosten für einen Angehörigen übernehmen muss. 

Diese Aufwendungen sind regelmäßig als außergewöhnli-

che Belastungen absetzbar, wenn sie höher sind als der 

Nachlass, den der Steuerpflichtige von dem verstorbenen 

Angehörigen erhält. Leistungen aus einer Sterbegeldversi-

cherung oder aus einer Lebensversicherung, die dem Steu-

erpflichtigen außerhalb des Nachlasses zufließen, sind auf 

die als außergewöhnliche Belastung anzuerkennenden Kos-

ten anzurechnen. Abzugsfähig sind nur solche Aufwendun-

gen, die unmittelbar mit der eigentlichen Bestattung zusam-

menhängen. Nicht hierzu gehören Aufwendungen für Trau-

erkleidung, die Bewirtung von Trauergästen oder Reisekos-

ten für die Teilnahme an der Bestattung.

 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im September 2025 

10.9.2025 Umsatzsteuer; Lohnsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchenlohnsteuer;  

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchensteuer 

Zahlungsschonfrist bis zum 15.9.2025 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

26.9.2025 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 26.9.2025 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 24.9.2025 

 


